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Abonnements a«f die „Karlsruher Zeitung"

für die Monate
Augnft und September

nimmt jede Postanstalt entgegen. j
fit Sr-Oili»» der „Karlsr»htr Zritttg". !

!

Lmtlichrr Teil.
!

Seine Königliche Hoheit der Grotzherzog haben j
S i ch gnädigst bewogen gefunden , dem Geheimen Rat
Professor Or . Karl E n g l e r in Karlsruhe , die unter¬
tänigst nachgesuchte Erlaubnis zur Annahme und zum
Tragen des ihm verliehenen Königlich Preußischen Kro-
nen -Ordens II . Klasse mit Stern zu erteilen .

Das Ministerium der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts hat Aktuar Franz K ö b e l e beim Amtsgericht
Philippsburg zum Gerichtsschreiber daselbst ernannt .

Mit Entschließung Großh . Generaldirektion der Staats¬
eisenbahnen vom 30 . Juli d . I . wurde Betriebsassistent
Wilhelm S ö h n e r in Haslach nach Freibürg versetzt .

Nicht - Nmüichrr TrL.
Der Reichskanzler und die Sozialdemokratie . ;

SRK . Berlin , 30 . Juli .
Die Bemerkungen , die Fürst Bülow zu einem Mit¬

arbeiter des „ Figaro " über unsere Sozialdemokratie ge¬
macht hat, sind so ausgelegt worden , als hätten darin
Hoffnungen auf die Haltung des revisionistischen Flügels
der sozialdemokratischen Partei angedeutet werden sollen.
Für ein derartiges Mißverständnis ist der Reichskanzler
nicht verantwortlich zu machen. Jedem Politiker , der
über diese Dinge schreibt , muß gegentoartig sein, wie enfi
schieden Fürst Bülow mehr als einmal mit dem Revisio¬
nismus im Reichstage abgerechnet hat . Ob einzelne
nüchternere Geister des deutschen Sozialismus eine Rück¬
zugslinie aus der als trügerisch erkannten Umsturz¬
romantik aus den Boden einer positiven sozialen Reform¬
arbeit finden , bleibt lediglich den Herren selbst überlassen.
Für die praktische Politik gegenüber der Sozialdemo¬
kratie sind solche Belleitäten bisher belanglos gewesen, -
und keine Anzeichen sprechen dafür , daß dies in abseh -
barer Zukunft anders werden könnte.

Im übrigen hat der gegenwärffge Reichskanzler die
sozialdemokratische Gefahr nie und nirgends verneint .
Aber im Vertrauen aus die politische Einsicht und die
nationalen Kräfte der bürgerlichen Parteien sträubt er
sich dagegen , in der Sozialdemokratie einen unentrinn¬
baren Abgrund zu erblicken , der unsere deutsche Ent¬
wicklung über kurz oder lang verschlingen müsse. Das
kann nicht geschehen , wenn die bürgerlichen Parteien tun ,
was sie ihrer Selbsterhaltung schuldig sind. Die Zu¬
nahme der sozialdemokratischen Wahlstinmmen ist für sich
allein nicht entscheidend. Auch die Zurückgewinnung ver¬
lorener Reichstagssitze würde einen verhängnisvollen
Fortschritt der Sozialdemokratie nur dann bedeuten,
ivenn sie im Ernst jenes unaufhaltsame Anwachsen der
Mandate einleiten sollte, womit die Partei — bis zu
den letzten Wahlen — geprahlt hat . Es ist aber kein leicht¬
herziger Optimismus , vom deutschen Bürgertum zu er¬
warten , daß es durch sorgsames Ausbauen der Partei¬
organisationen und durch pslichtmäßiges Zusammen¬
gehen konservativer und liberaler Elemente gegen den ge-
meinsainen Feind die Sozialdemokratie auf dem Niveau
einer Partei erhalten wird , deren Besitzstand hin - und her¬
schwankt , ohne das ausschlaggebende liebergewicht zu er¬
langen . Die Erfolge bei den letzten Wahlen weisen den
Weg für die weitere Bekämpfung der roten Gefahr , so¬
weit sie sich parlamentarisch geltend machen will .

Gefürchtet hat sich Fürst Bülow vor der Sozialdemo¬
kratie allerdings niemals ; und es wäre nicht nur einem
Ausländer gegenüber wenig würdig , es wäre auch ein
Widerspruch gegen sein eigenes Verhalten gewesen , wenn
er im Gespräch mit einem französischen Journalisten
wegen der Sozialdemokratie eine Aengstlichkeit hätte an¬
deuten wollen , die in keiner seiner politischen Kundgebun¬
gen über diese Partei zu finden und die ihm innerlich
fremd ist.

Freiherr v. Marschall
über die internationalen Schiedsgerichte .

i .
Die große Rede, die der deutsche Vertreter im Haag zur

Frage der Schiedsgerichtsbarkeit gehalten hat und über deren
tiefen Eindruck auf die Verhandlungsteilnehmer wir schon be¬
richtet haben, hat auch in der ausländischen Presse starke Be¬
achtung gefunden. Es wird als selbstverständlich betrachtet ,
daß die folgenden Redner zu dieser Frage auf die Marschall -
sche Rede sich werden beziehen müssen ; wir geben deshalb
die französisch gehaltene Rede in ihrem deutschen Wortlaut
nach der „Köln. Ztg .

" wieder :
Die Kommission ist mit einer ganzen Reihe von Vorschlägen

befaßt , die in mehr oder minder großem Umfange die Schieds¬
gerichtsbarkeit obligatorisch zu machen bezwecken . Auf
der ersten Konferenz hat der deutsche Vertreter im Namen
seiner Regierung erklärt , daß die bisherigen Erfahrungen in
dieser Frage nicht ausreichten , um die Verpflichtung
eines obligatorischen Schiedsgerichtes zu übernehmen . Acht
Jahre sind seitdem vergangen und die Erfahrung auf diesem
Gebiete ist in erheblichem Maße gewachsen . Die Frage ist
anderseits im Schoße der deutschen Regierung Gegenstand tie¬
fer und fortgesetzter Studien gewesen. Auf Grund dieser
Arbeiten und infolae des günstigen praktischen Ergebnisses
in Einzelfällen ist die deutsche Regierung im Prinzip dem
Gedanken der obligatorischen Schiedssprechung heute g ü n -
st i g . Sie hat die Aufrichtigkeit dieser Ueberzeugung bekräf¬
tigt durch den Abschluß zweier permanenter Schiedsverträge ,
mit England und den Vereinigten Staaten , die sich auf alle
Streitfragen juristischer Art oder über die Auslegung von
Staatsvcrträgen beziehen . Wir haben außerdem in allen in
letzter Zeit abgeschlossenen Handelsverträgen die obligatorische
Schiedsklausel für gewisse Fragen ausgenommen und wir ha¬
ben die feste Absicht, den mit Abschluß dieser Verträge be-
schrittenen Weg weiter ju . verfolgen . Im Laufe
unserer Debatten hat man auf die erfreuliche Tatsache hin¬
gewiesen, daß eine Reihe von andern allgemeinen und obli¬
gatorischen Schiedsverträgen zwischen verschiedenen Staaten
abgeschlossen ist. Es ist dies unzweifelhaft ein wahrer Fort¬
schritt, dessen Verdienst der ersten Friedenskonferenz zukommt.
Es wäre aber doch ein Irrtum zu glauben , daß eine a ll -
gemeine Schiedsklausel, die von- zwei Staaten festgestellt
werde, ohne weiteres als Modell oder sozusagen als For¬
mular für einen Welt der trag dienen könnte . Die
Lage ist doch in beiden Fällen eine verschiedene. Zwischen
zwei Staaten , die einen allgemeinen obligatorischen Schieds -
vertrag abschließen , ist das Gebiet der möglichen Streitfragen
für die beiden Kontrahenten übersehbar . Cs ist umschrieben
durch eine Reihe konkreter Momente , die sich aus der geo¬
graphischen Lage der Staaten , aus ihren finanziellen und
ökonomischen Verhältnissen sowie aus den historischen Tradi¬
tionen , die sich zwischen ihnen gestaltet haben , ergeben . In
einem Vertrage , der alle Staaten der Welt umfassen würde ,
fehlen diese konkreten Momente , und infolgedessen ist,
selbst ans dem beschränkten Gebiete der juristischen Fragen ,
die Möglichkeit von Streitffagen jeder Art unbegrenzt . Dar¬
aus folgt , daß eine allgemeine ' Schiedsklausel , die
zwischen zwei Staaten die gegenseitigen Rechte und Pflichten
mit ungenügender Klarheit feststellt , in einem Weltvertrage
zu allgemein und elastisch und infolgedessen unan -
wendbar sein kann.

Wenn wir aber vor der Welt die Flagge der obligatorischen
Schiedsgerichtsbarkeit hissen , so bedarf es einer Schieds¬
klausel, die dieser Flagge Ehre macht und klar und zwei¬
felsfrei den obligatorischen Charakter feststellt. Ohne dies
würden wir uns dem Vorwurf aussetzen, daß wir Versprechun¬
gen machen , die wir nicht halten können, und daß wir eine
Formel an Stelle einer Wirklichkeit bieten . Ueberdies bestände
die Gefahr , daß man , statt eine Streitfrage zu ebnen , vielmehr
dadurch noch leicht neue Streitfragen über Umfang
und Anwendung des Vertrages schaffen würde . Das wäre
ein wenig erwünschtes Ergebnis bei einer Einrichtung , die
den Zweck hat , internationale Streitfälle zu schlichten . Um
dieser Gefahr zu entgehen, ist es notwendig , zuvor von Grund
aus die Frage zu prüfen , ob die Kategorien von Streitfällen ,
die man der allgemeinen obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit
unterwerfen will , auch wirklich auf diesem Wege geregelt wer¬
den können.

Mau ist dahin einverstanden, daß Streitfragen , die ihren
Grund in politischen Interessen haben und der juristi¬
schen Basis ermangeln , nicht ins Gebiet der Schiedsgerichts¬
barkeit fallen, deren Grundlage die Regelung internationaler
Streitfälle auf dem Wege Rechtens ist. Derartige
Streitfälle gehören vielmehr in das Gebiet der Mediation .
Die Berufung an das Schiedsgericht kann der Regel nach
festgestellt werden für einen bereits entstandenen Streit , und
die Schiedsrichter müssen geleitet sein von ven Gesichtspunk¬
ten der Billigkeit und des allgemeinen Wohls . Es verbleiben
also nur die Streitfragen rein juristischer Natur . Hier
muß man wieder unterscheiden zwischen den Streitfällen
außerhalb des Vertragsrechts und denjenigen über Aus¬
legung und Anwendung der internationalen Verträge .
Wir haben keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Prinzip
der obligatorischen Schiedssprechung in diesen Fällen , weder
nach der einen, noch nach der anderen Seite . Aber einige all¬
gemeine Einschränkungen müssen gemacht werden .
In zweifacher Richtung muß das Prinzip eine Einschränkung
finden . Einmal vertragen geringfügige Sachen den
Weg der Schiedsgerichtsbarkeit nicht. In den Beziehungen der
Staaten , besonders von Nachbarstaaten , tauchen fast täglich
zahlreiche Streitffagen über die Würdigung tatsächlicher und
rechtlicher Fragen auf , die eine verschiedene Beurteilung fin¬
den Heute werden alle diese kleinen Streitffagen freund¬
schaftlich in gegenseitigem Einverständnis geregelt . Es er¬
scheint in keiner Weise wünschenswert, daß dieser Stand der
Dinge ersetzt werde durch ein System , das jedem Staat gestat-

( Mit einer Beilage . )

ten würde , den anderen auf Grund einer formellen Verein¬
barung wegen solcher Streitigkeiten vor einen Schiedsgerichts¬
hof mit seinem langen und kostspieligen Verfahren zu schlep¬
pen. Das hieße eine kleine Differenz groß machen, statt sie zu
schlichten .

Anderseits gibt es juristische Streitffagen , die gerade wegen
ihrer großen Bedeutung sich für die obligatorische
Schiedssprechung nicht eignen. Selbst die begeistertsten An¬
hänger der Schiedsgerichtsbarkeit geben zu, daß eine Streit -
ffage der Schiedssprechung dann nicht unterworfen werden
kann , wenn Ehre , Lebensinteressen , Unabhän¬
gigkeit des Staates in Frage stehen . Ein Antrag der
brasilianischen Delegation fügt noch hinzu : „Streitffagen , die
die Einrichtungen des Staates oder dessen innere Gesetzgebung
betreffen " . Was alle diese Formeln charakterisiert , ist ihre
Elastizität . Diese ist so groß, daß sie in einem Staats¬
vertrag , der für eine größere Anzahl von Staaten gilt , un¬
vermeidlich zu einer verschiedenen Interpretation und zu
zahlreichen Zweifeln Anlaß bieten müßte . Offenbar um
diese. Schwierigkeit zu überwinden , haben die meisten der der
Konferenz vorgelegten Anträge die Bestimmung, daß die Ent¬
scheidung über diesen Punkt ausschließlich dem Staate ge¬
hört , der diese Einwendung erhebt. Und in der Tat könnte
man niemals von einem Staate das Zugeständnis verlangen ,
daß ein Dritter über seine Ehre und seine Lebensintereffen
entscheide . Indem ich völlig anerkenne, daß diese Vorbehalte
einen unerläßlichen Bestandteil einer allgemeinen Schieds¬
klausel bilden, kann ich mir doch nicht verhehlen, daß sie mit
der Idee eines obligatorischen Schiedsgerichts wenig in Ein¬
klang stehen . Im übrigen verschwindet selbst der Anschein
einer zweiseitigen Verpflichtung, wenn nach Maßgabe der
Verfassung die Entscheidung über die Anwendung der Schieds¬
klausel im einzelnen Falle nicht Sache der Regierung , sondern
eines gesetzgebenden Körpers ist . Man hat zu¬
gunsten der erwähnten Anträge geltend gemacht, . daß sie die
Schiedssprechung noch „mehr obligatorisch " machen . Ich will
die interessante Frage nicht untersuchen, ob in juristischen
Dingen das Wort „obligatorisch" noch einen Komparativ ver¬
trägt . Schon das römische Recht betrachtet als unversöhnliche
Feinde die „obligatio " und die „mera kacultari' . Aber selbst
wenn ich diese juristischen Bedenken beiseite lasse , könnte ich
doch in keinem Falle zugeben, daß die neue uns vorgeschlagene
Fassung zwingender wäre als die bestehende . Im Gegenteil .
Die feierliche Erklärung der Mächte in der Konvention von
1899 , daß die schiedssprechung das wirksamste und zugleich
billigste Mittel ist, Streitigkeiten zu ordnen, hat nach meiner
Meinung eine viel stärkere moralische Kraft zugunsten
der Schiedssprechung, als eine die ganze Welt umfassende
Vorschrift , die zwar dem Scheine nach , aber nicht in
Wirklichkeit obligatorisch ist, und die infolgedessen nicht die
allgemeine Kraft und Achtung fände, um den großen Gedanken
Ser frieldichen Erledigung internationaler Streitigkeiten zu
verwirklichen. (Schluß folgt.)

* Haag , 30. Juli . Die zweite Unterkommission der dritten
Kommission trat heute Morgen unter dem Vorsitze Torniellis
( Italien ) zusammen, um die Debatte über die Behandlung der
Kriegsschiffe der kriegführenden Mächte in den Häfen
und Gewässern der neutralen Staaten fortzusetzen. Die haupt¬
sächlichsten zur Erörterung gebrachten Fragen sind folgende :
Die Frage der besonderen Behandlung der Meerengen , wobei
Turkhan Pascha die besonders gearteten Verhältnisse des
Bosporus und der Dardanellen hervorhebt, sowie H a m -
marskjöld (Schweden ) und Wedel (Dänemark ) die
Notwendigkeit, die für ihre Staaten bestände , die Durchfahrt
durch die in neutralen , zwei ffeie Meere verbindenden Ge¬
wässern liegenden Meerengen beschränken zu können ; ferner
wurde die Frage der vierundzwanzigstündigen oder anders zu
bemessenden Frist erörtert , die den Schiffen beider kriegfüh¬
renden Parteien gewährt werden soll, die beim Ausbruch der
Feindseligkeiten in einem neutralen Hafen sich befinden . Fast
sämtliche Fragen wurden dem Prüfungsausschüsse zur weiteren
Erörterung überwiesen.

* Haag , 31 . Juli . ' Gestern fand die Grundsteinlegung zum
Friedenspalast der Carnegie - Stiftung in An¬
wesenheit der Mitglieder der Friedenskonferenz statt . Der
Präsident der Carnegiestiftung, van Karnebeek , hielt die Fest¬
rede , in der er den Präsidenten der Friedenskonferenz , den
russischen Botschafter Nelidow , einlud, die Grundsteinlegung
zu vollziehen . Der Grundstein trägt folgende Inschrift :
„Pari , justitiae firniandae , hanc aedem Andreae Carnegii
rmimficentia dedicavit".

Streikuaruheu .
( Xelegr<aun£0

* Paris , 31. Juli . Zwischen einigen Hundert ausständigen
Zimmergesellen und Schutzleuten kam es gestern abend in der
Nahe eines Bauplatzes zu einem Zusammenstoß. Vier Schutz¬
leute wurden erheblich verwundet, mehrere Ausständige sind
verhaftet .

* Luneville, 30. Juli . Die Vertreter der Ausständigen in
Raon L 'Etape erklärten sich mit der Wahl des Friedensrichters
von Luneville als Schiedsmann einverstanden.

* Belfast, 31 . Juli . Die Ausständigen stürzten gestern
eine große Anzahl Lastkarren um. Man hält Ruhestörun¬
gen infolge des P o l i z i st e n a u s st a n d e s für niöglich.
Die Garnison in Belfast ist durch Truppen aus Londonderry ,
die von einer Marimgeschützabteilung begleitet werden , ver¬
stärkt worden.

* Belfast, 30. Juli . Wegen der herrschenden Unruhen ist
hier ein weiteres Jnianteriebataillon mit einer Ab¬
teilung Maximgeschütze eingetroffen.



* Belfast, 30 . Juli . In Irland erregt grvtzes Aufsehen,
daß der hiesigen Polizei von Polizeimannschaften anderer
irischer Orte telegraphische Sympathiekundgebungen zugingen.
Die unzufriedenen Mannschaften der Belfaster Polizei nahmen
gestern ihren Dienst wieder auf .

öem englischen ^ avtcrment.
(Telegramm .)

* London, 30 . Juli . Unterhaus . Dilke richtet an
Staatssekretär Grey die Anfrage , ob Aussicht vorhanden ist,
datz die -Haages Konferenz dem neuen Verbote zu-
stimmc, Explosivstoffe von Luftschiffen aus zu gebrauchen.
Staatssekretär Sir Edward Grey erwidert , daß dieser Ge-
genstauo vor die Konferenz komme . Die englische Regierung
würde gern einem Uebereinkommen in dieser Hinsicht zustim¬
men. In Erwiderung auf eine Anfrage Sassoons erklärte
Premierminister Campbell - Bannerman , die Rati¬
fikation der Konvention , betreffend die drahtlose Telegraphie ,
sei noch nicht erfolgt . Die Regierung könne jedoch sich nicht
darauf einlassen, die Angelegenheit weiter zu besprechen .
Sassoon beantragte deshalb Vertagung des Hauses , um dessen
Aufmerksamkeit auf diese Frage zu lenken. Die Beratung
über den Antrag Sassoon findet abends statt .

In der Abendfitzung wurde hie Finanzbill mit 232 gegen
91 Stimmen angenommen . — Der Premierminister schlug
die Bewilligung einer Ehrengabe von 50000 Pfund Ster¬
ling für Lord Cromer vor, dessen Verdienste er in glän¬
zender Rede hervorhob. Nachdem sich verschiedene Redner gegen
die Bewilligung ausgesprochen hatten , wurde diese mit 2 5 4
ßegen 107 Stimmen genehmigt . — Sassoon
wendet sich gegen die Ratifizierung des U e b e r e i n kom¬
me n s , betr . die drahtlose Telegraphie , da hier¬
durch die bestehenden britischen Anlagen geschädigt würden .
Der Kricgsminister tritt für die Konvention ein.
. Im Oberhause wurde nach Ausführungen Ripons und
Landsdownes , die die Verdienste Lord Cromers in Aegypten
feiern , der Beschlußantrag , nach dem Lord Cromer 50 000
Pfund « terling bewilligt werden sollen , einstimmig ange¬
nommen.

Bei der Diskussion über die Beiträge der Kolonien
zu den Kosten für die Reichsmarine teilte der erste
Lord der Admiralität , Tweedmouth , mit , die Admira¬
lität beschäftige sich mit neuen , weitgehenden Plä¬
nen in bezug auf den Bau von Kreuzern und werde
wahrscheinlich im nächsten oder im darauf folgenden Jahre
damit hervortreten .

Der König von Dänemark auf Island .
(Telegramm« . )

* Reykjavik, 30 . Juli . Der Damper „Birma " mit
dem König von Dänemark und dem Prinzen
Harald , sowie dem Präsidenten des Ministerrats ,
Christensen , und der Dampfer „Atlanta " mit den
Mitgliedern des dänischen Reichstages an Bord , sind heute
hier eingetroffen . Eine große Volksmenge begrüßte den
König . Die Stadt war mit Flaggen geschmückt . Der
König setzte eine Kommission zur Vorbereitung , eines
Gesetzentwurfs über die verfassungsmäßige
Stellung Islands im dänischen Gesamt¬
reich ein . Die Kommission besteht aus Mitgliedern
des dänischen Reichstags uüd des isländischen Attings .
Zum ersten Vorsitzenden wurde der Ministerpräsident
Christensen , zum zweiten Vorsitzenden der Minister für
Island , Hafstein , ernannt .

* Reykjavik, 30 . Juli . Gestern fanden imAltings -
g e b ä u d e die Empfangsfeierlichkeiten statt. Der Mi¬
nister für Island begrüßte im Namen des isländischen
Volkes den König . Dieser dankte für den Empfang
und trat auf den Balkon hinaus , wo er von der unten
stehenden Volksmenge stürmisch begrüßt lv-urde. Der
König Unterzeichnete heute drei neue isländische
Gesetze , die ersten, welche in Reykjiavik gegeben
werden . '

* Reykjavik, 31 . Juli . Der Minister für Island und
die Mitglieder des Atting gaben gestern abend ein Fest-
rttahl zu Ehren des Königs und der Reichstagsdelegation ,
bei dem der Präsident des Altings das Hoch auf den
König ausbrachte . Der Kö ni g dankte und sprach seine
Freude darüber aus , nach dem berühmten Sagenlande
gekommen zu fein ; er wünsche, daß Island alle Frei¬
heiten hätte zur Entwicklung seiner Volkseigentümlich¬
keiten, was sich .mit der Einheit des Reiches wühl verein¬
baren lasse. Der König schloß mit einem Hoch auf
Island .

Ztrr Latze iü' Rußland .
(Sfelegxaunne . )

* St . Petersburg , 31,. Zuli . Am Montag erfolgte hier die
Ankunft des französischen Generals Bwtz N, . In der konser¬
vativen Presse sind heftige Angriffe auf Picquard und Clömen-
ceau hinsichtlich ihrer schwachen Haltung gegenüber dem Anti¬
militarismus erschienen.

* St . Petersburg , 31J Juli . Gestern nachmittag drangen
acht mit Revolvern bewaffnete Personen in eine Privatlom¬
bardbank auf der St . Petersburger Seite ein. Nachdem sie die
Eintzantzstüre verschtoffen hatten , stürzten die Räuber zur Kasse
uüd raubten ungefäh .r 4 0 00 .Rp .be l. Bei der Ver¬
folgung der Päubcr wurden zwischen ihnen und den Polizei¬
beamten Schüsse gewechselt . Mn Räuber wurde getötet» ein
anderer verwundet und gefangen . Bon den Polizeibeamten
wurde einer getötet und zwei verwundet .

* Lodz, 31 . Juli . Als Protest gegen die kürzlich vorgenom¬
menen Verhaftungen und Revisionen wurde hier der G e -
neralausstand erklärt . In der Poskewskischen Fabrik
sind drei Abteilungen in den Ausständ getreten .

Führer M i t r u s u s befehligte Bande , die sich in ein
Vorftadthaus geflüchtet hatte , umzingelten . Die ganze
Garnison wurde aufgeboten , unterstützt von 500 Baschi -
b o z u k s und unter Mitwirkung des P o l i z e i d i r e k -
tors . 30 Soldaten wurden getötet . Das
Eingreifen der irregulären Soldaten erregte große Be¬
stürzung unter der Bevölkerung . Während des Kampfes
zündeten die Truppen drei Häuser und ein Schulgebäude
an . Hunderte von Häusern plünderten sie in Gemein¬
schaft mit den Baschibozuks. Das von den Insurgenten
verteidigte Gebäude wurde mit Hilfe von zwei Gebirgs -
kanonen zerstört. Drei Insurgenten wurden getötet ,
zwei gefangen genommen . Mehrere von den Gefangenen
sollen gefoltert worden sein .

* Athen , 30 . Juli . Nach Telegrammen aus Mazedonien
erneuern sich dort die Verbrechen gegen Grie -
chen . Es liegen Meldungen über die Ermordung
von sechs Griechen aus drei Ortschaften vor.

* Konstantinopel , 31 . Juli . Der Mali von Monastir
meldet , daß in K a st o r i a eine aus 60 Köpfen bestehende
griechische Bande aufgetaucht und daß ihre Ver¬
folgung begonnen worden sei . Einer anderen Depesche
zufolge hat gestern ein Gefecht mit 26 Mitgliedern dieser
Bande , stattgefunden . Es wurden 14 von ihnen
getötet , die übrigen gefangen genommen .

Bandeukämpfe in Mazedonien .
( Telegramme.)

* Athen, 30 . Juli . Depeschen aus S e r e s in Maze¬
donien melden , daß Truppen eine von dem mazedonischen

Grotzherzogtum Baden.
* Karlsruhe , 31 . Juli .

** In der Presse wird die Aussage einer Zeugin , welche
sich nach dem Urteil gegen Karl Hau von Grotzlittgen wegen
Mords bei der Polizei meldete , in Gestalt einer mit ihrer Er¬
mächtigung erfolgenden Erklärung veröffentlicht .

Es ist im hohen Grade bedauerlich, daß hierdurch der gericht¬
lichen Einvernahme der Zeugin vorgegriffen wurde und daß
an die Erklärung sofort weitere Erörterungen über den Fall
Hau geknüpft werden.

Man wird sich der hohen Gefahr einer unwillkürlichen Be-
einfluffung von Zeugenaussagen durch die Einvernahme sei¬
tens Privater und durch deren Veröffentlichung nicht ent¬
ziehen können, wie denn auch durch solchen Vorgang leicht das
Gewicht von Zeugenaussagen für die Zwecke einer Untersu¬
chung gefährdet wird . j

]

Der Fa « Schaufele vor dem Karlsruher Bürgerausschutz. !

Offizieller Bericht über die Sitzung vom 29 . Juli .
Den ersten Gegenstand der Beratung bildet die Verwei -

tz eti u n g der Annahme der Wahl eines Stadtverordneten
durch den Former Max Schäufele .

Der Vorsitzende , Obermeistermeister Siegrist , beantragt
namens de .s Stadtrats , der Bstrgerausschutz
wolle diese Ablehnung für berechtigt er¬
klären . Seit seiner Tätigkeit im Bürgermeisteramt sei es
das erste Mal , daß der Bürgerausschuß in Karlsruhe über eine
derartige Amtsverweigerung Beschluß zu fasten habe. Die
Ursachen der Weigerung des bei der badischen Staaiseisenbahn
beschäftigten Formers Schäufele hätten bereits lebhafte Er¬
örterungen in der politischen Presse hervorgerufen . Hier tm
Bürgerausschuß sei jedoch nicht die politische Seite der Ange-
Le&enijeji, sondern lediglich die rechtliche zu behandeln . Der
Beschlußfassung liege folgender Vorgang zugrunde :

An : 28 . Juni d . I . wurde der in der Großh . Häuptwerk-
stätte beschäftigte Former Max Schäufele aufgrund des § 39
Absatz 2 der Städteordnung als Stellvertreter für den durch
Lob ausgeschiedenen Stadtverordneten Ernst Eberle bis zur
nächsten Erneuerungswahl (Frühjahr 1908 ) mit 78 von 88
abgegebenen Stimmen (von denen 10 ungültig waren ) zum
Stadtverordneten gewählt . Er war von der sozialdemokrati¬
schen Fraktion vorgeschlagen, ein anderer Wahlvorschlag nicht
gemqcht . worden . . „

Am folgenden. Tage wurde dem .Gewählten ,m Austrage des
Großh . Ministeriums des Großherzoglichen Hauses und der
auswärtigen Angelegenheiten vyn feinem Dienstvorstand er¬
öffnet , „daß ihm sein Dienst gekündigt werde, wenn er nicht
aPhald jede Tätigkeit im Dienste der sozialdemokratischen
Partei einstelle ,und aus dieser austrete ." Schäufele hat dar -
auf erklärt , datz er irg. Dienste der Eisenbahn verbleiben wolle
und den ihm hierfür gestelltest Bedingungen Nachkommen werde
(Karlsruher Zeitung vom,6 . Juli ).

Nach emer Mitteilung des „ VolkDfteund ' vom 4 . Julr rich¬
tete darauf die . „sozialdemokratische Bürgerausschutzfraktwn "
an Schäufele folgenden Brief : . , .

„ Eine gestern Mittwoch abend in der Restauration Mohrle,n
stattgefundene Sitzung , des Ausschustes hes Sozialdemokrati¬
schen Vereins Karlsruhe und der sozialdemokratischen Stadt -
verordstetenfraktion hat mir den Auftrag erteilt , an Sie die
Aufforderung m richten, das Ihnen durch die Wahl am 28 .
ch M . übertragene Mandat eines Stadtverordneten niederzu¬
legen, nachdem Sie den Austritt aus der sozialdemokratischen
Partei .erklärt ,haben . Mit Ihrem Austritt aus der Parte ,
kommen die Voraussetzungen , unter denen Jhsten seinerzeit
das Mandat angeboten wurde , in Wegfall, es darf deshalb
erwartet .werden, daß Sie diese Aufforderung beachten und
das Mandat , sofort niederlegen . Willi ."

Herr Schaufele selbst schrieb an den Stadtrat am 4 . Jul ,
folgendes :

„Hierdurch teile Ich mit . datz ich das duxch die Wahl vom 28 .
Junr d .. J . mir übertragene Mandat e,nes Stadtverordneten
ablehncn mutz , weil meine Vorgesetzte Dienstbehörde mich durch
Androhung der Kündigung zwang , aus der sozialdemokrati¬
schen Partei auszutreten , womit , die Voraussetzungen , unter
denen ich seinerzeit als Kandidat nominiert wurde, in Weg¬
fall kamen. Die Ablehnung des Mandats dürste hiermit zur
Genüge begründet sein und bitte ich , mich von der Verpflich¬
tung zgr Annahme des Mandats .zu entbinden .

"
Nun steht die Annahme oder Ablehnung eines Stadtverord¬

netenamtes nicht etwa wie die eines Abgeordnetenman¬
dates im freien Ermesten des Gewählten . Jeder Staht -
bürger ist vielmehr zur Annahme eistes solchen Amtes ver¬
pflichtet und nur ausnahmsweise zur Ablehnung berechtigt
unter den bestimmten Voraussetzungen des § 7c der Städte -
ordnuug , die der Oberbürgermeister verliest . _Der Oberbürgermeister habe daher den Gewählten s . Zt . zu¬
nächst mündlich über diese . Bestimmungen belehrt , wonach er
Strafe von . IOY bis zu 300 M. zu gewärtigen habe, falls etwa
der . von ihm angeführte Grund vom Burgerausschuß nicht als
„ erheblich " anerkannt werden sollte. . Herr Schaufele erklärte
darauf , datz er an seiner Weigerung festhälten müsse . Er sei
dazu keineswegs nur durch das Schreiben der

sozialdemokratischen Fraktion veranlasst worden . son¬
dern hätte auch ohne diese Aufforderung unter
allen Umständen die Wahl ablehnen müssen, da er
nach der Eröffnung seiner Dienstbehörde befürchten müsse,
daß ihm aus der Ausübung des Mandats weitere Kollisionen
mit seiner Behörde erwachsen könnten und er unter keinen
Umständen dieses Mandats wegen um seine durch 20jährige
Arbeit errungene Stellung kommen wolle .

Bei der erstmaligen Beratung im Stadtrat
sei dessen Mehrheit der Ansicht gewesen, datz der von Schäufele
in seinem Schreiben vom 4. Juli angeführte Grund , nämlich
der Austritt aus seiner bisherigen Partei , ihn zur Verweige¬
rung der Annahme nicht berechtige. Sie ging dabei von der
grundsätzlichen Anschauung aus , datz die Zugehörigkeit zu
irgend einer politischen Partei oder der Verbleib in einer
solchen durchaus nicht Voraussetzung für die Wahl eines Bür¬
gers zum Stadtverordneten oder für die Beibehaltung dieses
Amtes sei , dass insbesondere Herr Schäufele von der Mehr¬
zahl^ seiner Wähler keineswegs nur wegen seiner Mitglied¬
schaft bei einer bestimmten Partei , sondern eher trotz der¬
selben gewählt wurde und datz endlich der Gewählte an und
für sich mit dem Austritt aus einer Partei noch nicht not¬
wendig auch seine Anschauung über die im Bürgerausschutz
zu . beratenden Angelegenheiten geändert hgben müss ?s ^. Da¬
gegen glaubte die Mehrheit des Stadtrats die von Schäufele
geäußerte Befürchtung , durch die Ausübung feines Mandats
m Konflikt mit seiner Vorgesetzten Behörde zu geraten , falls
sie begründet sein würde , in der Tat als . einen erheblichenGrund zur Nichtannahme des Amtes anerkennen zu müssen.
Um aber ' beurteilen zu können, ob Schäufele in dex Tat be¬
gründeten Anlatz zu dieser Befürchtung habe, habe der Stadt¬
rat am 11 . Juli an die Generaldirektion der Staatseisenbah¬
nen unter Darlegung des Sachverhalts das Ersuchen um eine
Erklärung gerichtet, datz Schäufele aus der Annahme und
pflichtgemäßen Ausübung .seines Amtes irgendwelche Nachteile
von seiten seiner Dienstbehörde nicht zu befürchten haben
werde. Darauf habe die Großh . Generaldirektion unterm 17.
Juli d . I . geantwortet , sie sei „nicht in der Lage , die ge¬
wünschte Erklärung abzugeben." (Zuruf des Stadtv . Früh -
auf : „Das glaube ich ! "

) Unter diesen Umständen hielt der
Stadtrat es nicht für gerechtfertigt , Herrn Schaufele zur An¬
nahme des Mandats zu zwingen , bezw . ihn wegen seiner Wei¬
gerung mit einer Geldstrafe von 100—300 M . zu belegen.
Denn wer aus der pflichtgemäßen Ausübung seines Amtes
Kollisionen mit seiner Vorgesetzten Dienstbehörde und mög¬
licherweise den Verlust feiner Stellung , auf die er züm Unter¬
halt seiner Familie angewiesen sei , befürchten müsse , besitze
nicht diejenige äußere Selbständigkeit und Unabhängigkeit ,
welche für die Ausübung eines städtischen Ehrenamtes , insbe¬
sondere das eines Stadtverordneten , erforderlich sei . Jeden¬
falls wäre es im höchsten Grade unbillig , einen Bürger in
die Zwangslage zu bringen , entweder sich einer derartigen
Gefahr auszusetzen oder sein Amt unter Verleugung seiner
Ueberzcugung auszuüben . Die Mehrheit des Stadt¬
rats beantrage daher , Herrn Schäufeles Weigerung als be¬
rechtigt anzuerkeunen .

Stadtv . Moninger empfiehlt namens des geschäftsleitenden
Vorstandes der Stadtverordneten , dem Antrag des Stadt¬
rats beizupflichten.

Stadtv . Rebmann erklärt zugleich namens seiner Freunde ,
daß es nach den ersten Tatsachen habe zweifelhaft erscheinen
können, ob die Weigerung Schäufeles berechtigt sei . Denn die
Zugehörigkeit zu einer Partei sei nicht die Voraussetzung zur
Annahme irgend eines städtischen Amtes , auch nicht des eines
Stadtverordneten . Nachdem aber die Generaldirektion der ba¬
dischen Staatseisenbahnen in ihrer Antwort , die verschiedene
Deutungen zulasse, eine Auskunft verweigert habe, sei mit der
Möglichkeit zu rechnen, daß diese Behörde gegebenenfalls ihrem
Arbeiter zur Rechenschaft ziehe. Wenn dieser aber in der
Ausübung seines Bürgerrechts gehindert werden könne und
ihm eventuell Nachteile materieller Art erwüchsen, so müsse
man seine Weigerung , das Mandat anzunehmen , als berech¬
tigt anerkennen . Zur Behandlung der politischen Seite fti
nicht der Bürgerausichuß Karlsruhe , sondern vielmehr , der
Badische Landtag das zuständige Forum , wo man auch in der
Lage sei, von den Vertretern der Regierung eine Erklärung
zu fordern . Es widerstrebe ihm , die Angelegenheit in politi¬
scher Hinsicht zu Erledigen, ohne den andern Teil vorher dar¬
über gehört zu haben . Seine Partei stehe übrigens ngch wie
vor auf dem von Antang an eingenommenen Standpunkte .

Stadtv . Früyauf : Baden sei das am weitesten westli^ ge¬
legene Land , in dem ein solcher Fall überhaupt Vorkommen
könne . Es handle sich, hier um den Anfang einer . Beamten -
pyllitit, die im Osten des preußischen Staates bisher .,ihr . Da¬
fein gesunder) habe. Wie der Wiesbadener Fall Schellenberg
zeige, beabsichtige man , diese Politik auch nach dem Süden zu
tragen . Was heute (her einen Partei passiere, müsse die an¬
dere morgen gewärtigen . Wenn die Staatsregierung die be¬
stehenden Gesetze derart verletze, dann sei auch der Bürger¬
ausschuß nicht mehr imstande, diesem Spiel mit doppelten
Karten weiterhin mit verschränkten Armen zuzusehen.

Oberbürgermeister Siegrist — den Redner unterbrechend —
ersucht ihn , nicht auf die politische Seite einzugehen und emp¬
fiehlt eine objektive Behandlung der Sache jm Interesse her
Stadt . Man brauche sich zwar . ,nicht zu, scheuen , feine Mei¬
nung zu sagen, aber das Verhältnis zwischen Herrn Schäufele
und der Regierung fei keine städtische Angelegenheit , sondern
eine staatliche, und der Landtag zu deren Beurteilung zu¬
ständig. Hier im Bürgeausschuß stehe nur das Verhältnis
zwischen Herrn Schaufele und der Stadt zur Erörterung .

Stadtv . Frühaus —, fortfahrend — : Gegenüber den konzen¬
trischen Angriffen auf ein staatsbürgerliches Recht durch die
Regierung sei keine Zersplitterung der AÜr Verteidigung be¬
rufenen Faktoren am Platze . Die Regierung solle sich auch
nicht , her leisesten Täpschung hingeben , daß sie mit ihren Maß¬
nahmen auf . einen , geschlossenen und erbitterten Widerstand
stoße, und zwar nicht nur im badischen Landtag . Der Ge¬
wählte selbst sei nur ein unglückliches Opfer . Dagegen sei es
unzulässig , daß wir hier im Bürgerausfchutz Mitglieder hät -
ten, die nicht Herr ihrer : Entschließung seien upd sich dabei
durch irgend welche Rücksichten auf jhren Beruftaus ihr Brot ,
auf ihre Behandlung im Dienst leiten lassen müßten . Erbit¬
terte Kämpfe, würde man sich nur dadurch vom Hals« schaffen ,
wenn man jetzt gleich von allen Seiten der Regierung einen
Widerstand entgegensetze , datz ein zweiter Versuch auf abseh¬
bare „Zeit .unmöglich wtthe . .

Oberbürgermeister Siegrist stellt fest, daß er schon bei seiner
eigenen Begründung auf die Bedeutung der Selbständigkeit
und Unabhängigkeit für . den Inhaber eines Stadtverordneten¬
mandats hiugewiefen habe, . ,

Stadtvi Kolb erklärt : Er siehe nicht auf dem Standpunkt ,
wie der Oberbürgermeister und der Stadtv . Rebmann , daß
man über diese Sache so einfach hinweggehen könne . Es sei
Pflicht dex gewählten Vertreter , gegen das Vorgehen der Re¬
gierung Stellung zu . nehmen . Man habe gar keine .Garantien
dafür , datz die Regierung nicht auch gegenüber anderen An¬
gestellten gerade so verfahre . Nicht bloß um eine rechtliche
Frage handle es sich hier , sondern um eine eminent politische
Sache. . Die vom Oberbürgermeister verlesene Korrespondenz
zwischen der sozialdemokratischen Fraktion und dem Stadtv .
Schäufele hätte vollständig genügt , um die Niederlegung des
Mandats für gerechtfertigt zu erklären . Es stehe doch fest, daß
der Bürgerausschutz Herrn Schäufele nicht gewählt hätte , wenn
ihn die sozialdemokratische Fraktion nicht vorgeschlagen hätte .



DaZ Vorgehen der Regierung habe gezeigt, daß eine Abstim¬
mung hier im Bürgerausschuß genügt hätte , um ihn aus dem
Dienst zu entlassen. Man hätte sich nicht mehr an die General -
birektion zu wenden brauchen, deren Antwort zeige, daß es
stch um eine bedeutungsvolle Angelegenheit handle . Zurückzu¬
weisen sei , daß der Arbeiter Schäufele je das Amt eines
Stadtverordneten benum haben würde , um den Umsturz der
Gesellschaftsordnung , anzustreben , ebensowenig wie dies die
sozialdemokratische Partei wolle . Wohl niemand habe hier
in dem Bürgerausschutzsitzungssaale bemerkt, daß die sozial¬
demokratische Fraktion eine Tätigkeit entfaltet habe, die dem
Staat oder der Gesellschaft gefährlich sei . Unter Wahrung
ihrer Prinzipien De die sozialdemokratische Fraktion stets
sachlich im Sinne der Reform mitgearbeitet und in verschiede¬
nen Fragen den Anstoh zu einer für städtische Interessen for¬
dernden Regelung gegeben. Die badische Staatsregierung habe
anscheinend das Parteiprogramm der Sozialdemokratie über¬
haupt noch nicht gelesen, sonst könne sie nicht behaupten , datz
diese beabsichtige , mit einem Ausstand der Eisenbahnarbeiter
das Getriebe der Staatsbahn lahmzulegen . Sogar der Ar-
beiter schaufele sei *rn Verdacht gekommen, einen solchen
Ausstand zu inszenieren ! Wer aber ihn kenne, würde dies ihm
nicht zutrauen . Auch die Sozialdemokratie sei niemals auf
diesem Standpunkt gestanden und die Berufung auf die Rede
des Abacordneten Legten gehe ganz fehl, denn das direkte
Gegenteil habe dieser gesagt. Die Sozialdemokratie kenne
die deutsche Staatsverwaltung viel zu gut , als datz sie solche
wahnwitzigen Pläne hege . Dem Eingreifen der Regierung
in die staatsbürgerlichen Rechte gegenüber sei ein energischer
Widerspruch am Platze . Gegen die Verletzungen der Ver¬
fassung durch das Staatsministerium müsse man entschieden
Front machen , um so mehr , da dieses verpflichtet sei , jedes
Hindernis in der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte zu be¬
seitigen .

Stadtv . Dr . Heimburger tritt dem Antrag des Stadtrats
gleichfalls bei . Er hätte die Weigerung Schäufeles für berech¬
tigt gehalten , auch wenn nicht die Generaldirektion der
Staatseisenbahnen auf die Anfrage des Stadtrats die von
jedem Standpunkte aus bedauerliche Antwort gegeben babe.
Denn mit dem erzwungenen Austritt Schäufeles aus der
sozialdemokratischen Partei seien die Voraussetzungen wegge -
sallen , unter denen er gewählt sei . Richtig sei , datz die Zuge¬
hörigkeit zu einer Partei nicht Voraussetzung der Zugehörig¬
keit zum Bürgerausschutz sei . Man könne auch einen wählen ,
der gar keiner Partei angehöre . Aber man solle doch die
Augen vor der Wirklichkeit nicht verschlietzen ! Die meisten
Stadtverordneten verdanken ihr Mandat der Zugehörigkeit
zu einer Partei . In einem solchen Falle sei es daher ein Ge-
hot der politischen Ehrlichkeit, datz man beim Verlassen einer
Partei das Mandat in die Hände der Wähler zurückgebe , um
diesen vom neuen Gelegenheit zur Entscheidung zu geben, ob
sie ihm auch unter den neuen Verhältnissen wählen würden .
In seiner Meinung sei er bestärkt worden durch das Schreiben
der Generaldirektion , an oem man nicht ohne Bedauern Vor¬
beigehen könne . Der Zwang , aus der sozialdemokratischen
Partei auszutreten , sei eine Kränkung der staatsbürgerlichen
Rechte , für deren Wahrung der Landtag der geeignete Platz
sei . Wenn aber die Regierung weiterhin siq geweigert habe,
eine so harmlose Erklärung abzugeben , wie dies der Stadtrat
verlangt habe, so müsse man darnach mit einem Einschreiten
der Regierung gegen Stadtverordnete wegen ihrer Stellung¬
nahme im Bürgerausschutz rechnen. Hierdurch würde aber das
Gemeindeleben auf das Empfindlichste berührt . Freilich hät¬
ten die Stadtverordneten nicht die Immunität wie die Land¬
tagsabgeordneten ; doch sei es gute badische Tradition bisher
gewesen, datz auch die Bürgerausschuhmitglieder sich frei aus¬
sprechen konnten, ohne ein disziplinarisches Vorgehen der
Staatsbehörde hefürüuen zu müssen. Man müsse daher auch
vom Standpunkt der Stadt Verwaltung aus gegen das Vor¬
gehen der Regierung protestieren , um so mehr , da man hier¬
nach in diesem Kollegium die Mitarbeit solcher im Staatsbe¬
trieb tätigen Leute missen müsse .' Stadtv . Bock : Ebenso wie dem Arbeitnehmer , stehe auch dem
Arbeitgeber das Recht zu, zu kündigen , ohne einen Grund an¬
zugeben. Wenn die Generaldirektion dem Schäufele gekün¬
digt hätte als einem sozialdemokratischen Agitator gegen die
staatlichen Einrichtungen , so hätte er hiergegen vom Stand¬
punkt der städtischen Interessen nichts zu erinnern . Da aber
erst die Wahl zum Stadtverordneten zum Kündigungsgrund
gemacht worden sei , müsse man hiergegen Front machen.

Oberbürgermeister Siegrist bemerkt zu den Ausführungen
des Stadtv . Dr . Heimburger , datz aus dem Schreiben der Ge¬
neraldirektion nicht mit Sicherheit zu entnehmen sei , datz
die Regierung jene Gefährdung der Immunität beabsichtige .
Sollte allerdings die Antwort die ihr von Dr . Heimburger ge¬
gebene Bedeutung haben, datz ein Staatsbeamter auf diszipli¬
närem Wege zur Rechenschaft gezogen werde wegen seiner
Stellung als Stadtverordneter zu irgend welchen Anträgen
im Bürgerausschutz, - so mühte man dagegen in der Tat ent¬
schiedenen Widerspruch erheben . Gegenüber dem Stadtv .
Kolb , der von Verfäffungsverletzung der Regierung gesprochen
hghe, muffe er . bemeqten,,daß diese Auffassung rechtlich un -
Wtbare sei , da die Regierung lediglich von ihrem Recht als
Arbeitgeberin Gebrauch gemacht haste . Ob dies im gegebenen
Falle politisch und Menschlich zwemähig gewesen sei, stehe hier
nicht zur Erörterung . Bestätigen könne er, daß die sozial¬
demokratische Fraktion hier im Bürgerausschutz noch
nie mit umstürzlerischen Bestrebungen hervorgetretrn ßei .
Hier lernten hie Herren eben mit realen Tatsachen sich ab-
finden und deshalb sei es ganz nützlich undeine gute Schule
für sie , als Mitglieder des Bürgerausschuffes zu praktischer
Betätigung und Verantwortung herangezogen zu werden.

Hierauf stellt Stadtv . Kolb den Antrag auf namentliche Ab¬
stimmung über di« Berechtigung der Ablehnung der Wahl
durch Former Schäufele . Dieser Antrag findet hinreichende
Unterstützung.

Bei der namentlichen Abstimmung ergibt sich, datz sämtliche
anwesenden Mitglieder des Bürgerausschuffes — 94 — dem
Antrag des : Stadtrats entsprechend die Ablehnung der Wahl
für berechtigt erklären . .

,
* (Die Besichtigung des neuen städtischen Krankenhauses .)

Auf Einladung , des Siadtrats zur Besichtigung des neuen
städtischen Krankenhauses an her Moltkestratze, hatte sich ge-
ftetr nachmittag eine zahlreiche Versammlung im geschmück¬
ten Betsaal der Anstalt eingefunden . Unter anderm waren
der Staatsminister Dr . Frhr . v. D u s ch , der Präsident des
Ministeriums des Innern , Frhr . v . 23 ob man , Geh. Rat
Reinhard , Stadtkommandant Generalleutnant Frhr .
v. Reibnitz , Amtsoorstand Frhr . v. Krafft - Ebing ,
die Bürgermeister, . Mitglieder des Stadtrats und des Bürger¬
ausschuffes, der Direktor des städtischen Krankenhauses , Pro¬
fessor Dr . Beck , und zahlreiche Aerzte , die . Vprstandsdamen
des Frauenvereftls , die Beamten des Hochbauamts und Ver¬
treter her Pr ^ ft ,-erschienen. Oberbürgermeister Siegrist
begrüßte , die Anweserchen, ;

'
ex sprach allen , die zur Erstellung

des , neuen Hauses . mitgewirkt , namens der Stadt den Hank
aus . und,gab dyün c.ijien Ueberblick über die Entstehung des
Planes und Ausführung .des Baues . Schon im . Jahre 1891
sei der Gedanke eines Krankenhausneubaues besprochen, jedoch
nicht weiter verfolgt worden . Im Jahre 1898 wurde daun

l . wieder die Platzfrage emetz -neuen Spitals . beraten , man kam
auch hier zu keinem Enkschluh und erst 1301 wurde die Platz-
ftage gelöst und damit die Erstellung des Neubaues beschlos¬

sen . Oberbürgermeister Siegrist erwähnte dann , datz durch
das Entgegenkommen der Grohh . Zivilliste der etwa 100 000
Quadratmeter große Platz erworben und im Frühjahr 1903
mit dem Neubau begonnen werden konnte. Während der Bau¬
zeit gab es einige Verzögerungen , hervorgerufen durch die ge¬
ringe Leistungsfähigkeiten des ersten Unternehmers der Mau¬
rerarbeiten (bekanntlich führte diese Angelegenheit zu einem
Prozeh ) und dann durch den im Jahre 1904 ausgebrochrnen
Maurerstreik , der die Arbeiten ein halbes Jahr hinzog. Die
Kosten des Baues betragen etwa 4Ys Millionen Mark , welche
Summe eine Verzinsung und Amortisation von 220 000 Mark
erfordert . Die Betriebskosten würden natürlich gröhere sein,
als bisher im alten Haus ; einschlietzlich der ’

Verzinsung und
Amortisation des Baukapitals dürften sie 689 000 Mark be¬
tragen , im alten Haus betrugen die Betriebskosten 296 000
Mark . Die Uebernahme dieser bedeutenden Mehrbelastung
des städtischen Budgets sei ein Zeichen , des sozialen Sinnes
der Bevölkerung. Professor Beck gab sodann an der Hand
eines übersichtlichen Planes eine eingehende Erläuterung der
Bauten , worauf unter Führung Professor Becks und Stadt¬
baurats Strieder die Besichtigung der einzelnen Gebäude
der ausgedehnten Anlage stattfand . Der Flächeninhalt des
eingeftiedigten Gundstückes beträgt 86 000 Quadratmeter , wo¬
von 14 000 Quadratmeter überbaut sind. Für eine später er¬
forderliche Begröheung ist noch eine Waldfläche von 16 000
Quadratmeter übrig . Im ganzen besteht die Anstalt aus
zehn Einzelbauten . Statt der grossen Krankenfäle
mit 30 und mehr Betten wurden kleinere mit nur 12 bis höch¬
stens 16 Betten angelegt . In den bis jetzt errichteten Bauten
können 600 Betten bequem untergebracht werden . Durch wei¬
tere Ueberbauung der noch fteien Grundstücksfläche ist die Bet¬
tenzahl leicht auf 900 zu erhöhen. Die Krankenräume und
Liegehallen sind so disponiert , dass dieselben ihr Licht von
Süden erhalten ; nur wenige Krankenräume liegen nach an¬
deren Himmelsrichtungen . Zum Schutze der Gebäudefunda¬
mente gegen eindringende Feuchtigkeit sind sämtliche Gebäude
mit Asphaltgehwegen umgeben. Das übrige Gelände ist zur
Sicherung der Staubfreiheit mit gärtnerischen Anlagen und
Spazierwegen versehen. So weit es möglich war , hat man
schöne Baumpartien des Hardtwaldes erhalten , um so den
Rekonvaleszenten schattige Spazierwege und Ruheplätze zu
schaffen . — Unterirdische Gänge für das Bedienungspersonal
und die Maschinisten führen vom Kesselhaus zu den Keller¬
räumen des Wirtschaftsgebäudes, der Kankenbauten und dem
Leichenhaus. In diesen Gängen liegen die Hauptdampflei¬
tung , die Kondensationswasserrückleitungen, die Starkstrom¬
leitungen , die Telephonleitung , Gas - und Warmwafferleitung .
Bei Einrichtung der einzelnen Abteilungen ist allen Anforde¬
rungen der Wissenschaft und Technik nach Möglichkeit Genüge
getan . Mit Beftiedigung kann nun die Bevölkerung auf das
neue, unserer Stadt würdige Krankenhaus blicken , in dem
alles Erforderliche für Pflege und Heilung unserer leidenden
Mitbürger geschehen kann. Das neue Haus soll unter den
bisherigen bewährten Leitern , Professor Dr . Beck und Pro¬
fessor Dr . Stark , im September dieses Jahres in Gebrauch
genommen werden.

* (Kleine Nachrichten aus Baden. ) Das 9 Jahre alte
Töchterchen des Schlossers Ludin in Durlach stürzte vom 4 .
Stock durch das Treppenhaus in das Erdgeschoß und war sofort
tot . — Die Ausstellung in Billingen wurde am Sonntag von
den Fürstlich Fürsten belgischen Herrschaften be¬
sucht . Die Z a h l d e r Besucher am Sonntag - wird auf
etwa 16 0 0 0 geschätzt . — Aus Pforzheim wird berichtigend
zu dem gestern mitgeteilten Unfall gemeldet , datz der durch
einen Sturz aus dem Fenster schwer Verletzte nicht Polizei¬
aktuar W e b e l , sondern dessen Bruder ist . — In Oberkirch
ist ein Pädagogium als Privat -Unterrichts - und Er¬
ziehungsanstalt errichtet worden. Das Pädagogium ist eine
mit Internat verbundene Borbcreitungsanstalt für alle Schul -
Prüfungen . — Das Vermögen der städtischen Spar¬
kasse in Frciburg belief sich Ende 1906 auf 30 686 618 M.
Dem stehen 28 759 337 M . an Guthaben der Einleger und '
5 901,06 M . Ausgaberückstände gegenüber. Das Reinvermögen
beträgt somft 1921 379 M„ was eine Vermehrung - von
84 598 M . bedeutet. Die Zahl der Einleger ist auf 26 001 !
(ft- 1140) gestiegen . Nachdem in allernächster Zeit mit dem
Bau des Laufenburger Kraftwerkes begonnen werden wird ,
fängt auch die Unternehmungslust an , sich hier zu regen . So
soll sich unter Führung , des rührigen Bauunternehmers I .
Ernst ein Konsortium .zur Errichtung einer großen P o r t -
landz e m e ut - und Kalk sab rrk hier gebildet haben.
Es soll eine Jahresproduktion von über 3000 Wagen in -Aus -!
sicht genommen, .sein. . Der Vorsitzende ,ches .Kreisverbandes
Waldshut , Privatier Alfred v . Kilian , wurde als Vertreter
der Kreise Konstanz, Lörrach, Vilsingen und Waldshut im Ar¬
beitsausschuß der Bereinigung zur Förderung der
Schiffbarmachung de Rheines bis zum Bodensee,
bestellt .

Neueste NcrcöricHterr und | k£egrajtmw .
* Arkona » 30 . Juli . Seine Majestät der Kaiser

nrachte am Vormittag nach einer Fahrt auf dem „Sleip -
ner " einen mehrstündigen Spaziergang nach dem Kap
K u l l e n . Um 1 Uhr erfolgte die Rückkehr an Bord
und die F̂ortsetzung der Reise nach Saßnitz .

* Saßnitz , 31 . Juli . Die „ Hohenzollern" mit Seiner
Majestät dem Kaiser an Bord traf gestern abend vor
Saßnitz ein .

* Wien , 31. Juli . Wie aus Innsbruck gemeldet wurde ,
ist dort von einer über die Südtiroler Vorfälle erbitterten
Menge gegen die Italiener demonstriert worden .
Mehrer italienische Geschäftsläden wurden zerstört .

* Bozen, 31. Juli . In Persen , Vielgernut und im Laim¬
tal fanden am Sonntag Demonstrationen gegen die
Jrredentisten statt ; die bäuerliche Bevölkerung erklärte
sich für die Deutschen .

* Brest , 31 . Juli . Die japanischen Kreuzer „Tsu -
kuba " und „ Tschitose" fuhren gestern nach Bordeaux unter Aus¬
tausch von herzlichen Saluten ab. Die Kapelle des „Tsukuba "

spielte die Marseillaise.
* London, 31 . Juli . Der Ministerpräsident empfing

heute eine Abordnung einflussreicher Personen jüdischer Kon¬
fession, die ihn ersuchte , dahin zu wirken , daß die Kosten für
die Naturalisation als britische Untertanen
herabgesetzt werden. Campbell - Bannerman , er¬
widerte , er wolle nnt seinen Ministerkollegen darüber sprechen,
doch dürfe man nicht erwarten , datz die Staatskasse durch die
Prüfung von Gesuchen um Naturalisierung Schaden erleiden
solle . Persönlich würde er es gern sehen , wenn die Tür zur
Erlangung des britischen Bürgerrechts so weit wie möglich
geöffnet werde.

* Sydney , 31 . Juli . Nachdem die Verhandlungen mit der
Opposition gescheitert sind , erhielt der Premierminister von
Queensland die Zusicherung der Unterstützung durch die Ar¬
beiterpartei , so datz er nicht demissionieren wird .

* Melbourne » 31 . Juli . Der bisherige Minister F o r r e st
ist zur Opposition übergetreten . Sein Rücktritt wird als ein
Zeichen des verstärkten politischen Einflusses der Arbeiter¬
partei auf das Bundeskabinett angesehen .

Die Ergebnisse der Schlacht- uudKleischbeschau
für das Großherzogtum Baden ftm zweiten Vierteljahr 1907 .
St .L. -A . Im zweiten Vierteljahr 1907 wurden in Baden - im

ganzen 212 276 Tiere geschlachtet gegen IW 636 im gleichen
Zeitraum des Jahres 1906. Und zwar entfielen von den voc -
genommenen Schlachtungen:

Zu - (4- )
auf L9V7 1906 » der Ab-

O ." nähme (—)
Ochse» . 6 398 7 007 — 609
Satten . 2 218 2 71» — 300
Kühe . 9198 10 2873 — 1075 ,

' Jungrtnder . 18079- 20 4- 3 — 1764
40 436
47167
91848
52S&

11 544

— 3948
— 4 329
+ 24 399
— 456
+ 22

Großvieh . 36 488
er . 42 888

Schcheine . 116 247
• Schaft . 4771

Ziege» . . . . . . . 11566
I Hiernach ist die . Zahl der gewerblichen Schlachtungen bei

allen Gattungen des Rindviehs und bei den Schafen zum Teil
nicht unerheblich zurückgegangen ; .dagegen hat sie bei den
Schweinen ganz bedeutend, und zwar um 26,6 % , zugenommen .

Die Zunahme der Schweineschlachtungen ist auf ein sehr
starkes Angebot von Schweinen und- auf den , eine Zeitlang und
in einigen Lcmdesgegenden recht erheblichen Preisabschlag des
Schweinesleisches zurückzuführea, während die Rind - und
Kalbflerschprcise sich gleichzeitig ziemlich behaupteten . Letz¬
terer Umstand und die stetig hohen Viehpreise find als Ursache
des Rückganges der Rinder - und Kälberschlachtungen anzu¬
sehen .

Außerdem ist die Zahl der geschlachteten Ziegen im ziveiten
Vierteljahr 1907 die gleiche geblieben, wie 1906, und wurden
39 Pferde weniger geschlachtet ( 365 gegen 404 ) .

, St,L .-A . Am 31 . Juli 1907 waren — soweit Berichte vor-
liegeu — im Gr .otzherzogtum durch Schweine¬
seuche 11 Amtsbezirke mit 15 Gemeinden verseucht , und
zwar : Amtsbezirk Bonndorf mit 1 Gemeinde , Emmendingen
( 1) , Freiburg (1 ), Wgldkirch (3) , Oberkirch (1 ) , Bühl ( 1 ) ,
Bruchsal (1 ) , Ettlingen (1 ) , Karlsruhe ( 1 ) , Schwetzingen (1)
und Eberbach (3) .

Wsvfchie- ene».
t Berlin . 31 . Juli . In Pilgrimsdorf im Kreise Pletz wurde

der Forstgehilfe Olbrich nachts von Wilddieben durch zwei
Brustschüsse ermordet .

1 Breslau » 31 . Juli . Der Deutsche Sängertag nahm
heute die Wahl des Vororts für das 8., im Jahre 1912 abzu¬
haltende Sängerbundesfest vor . Beim ersten Wahlgang er¬
hielt Leipzig 70, Nürnberg 69 und Cöln 10 Stimmen . Bei der
Stichwahl wurde Nürnberg mit 79 Stimmen gewählt .
Leipzig erhielt 68 Stimmen .

ft Duisburg , 31 . Jicki . Durch die Explosion eines Dampf¬
kessels in der Knipschecrschen Fabrik wurden ein Maschinist und
ein Heizer ..s «.tütet .

ft Braunschweig, 31. Juli . Wie die Blätter melden , ist der
Getreidefirmeninhaber Rössing nach zahlreichen Wechsel¬
fälschungen flüchtig geworden. Ueber sein Vermögen ist der
Konkurs eröffnet worden.

ft Weimar , 31 . Juli . Die Zeitung „Deutschland" meldet
aus Rastenburg : Heute früh gegen 5 Uhr wurde das ganze
Lossatal und die Finne von einem furchtbaren Unwetter
heimgesucht. Der angerichtete Schaden ist groß.

ft - 'Trier , 31 . Juli . Den Hinterbliebenen bei der Gruben -
kütaströphe im Schar gebt et - überreichte am 30. d . M . ln
Anwesenheit der Höheren Beamtenschaft Direktor 8t dner
auft Grubt 8R feierlichst , das vom Kaiser persönlich ent -
worfd Gje,dch,tzkHl » htz . ... ■ . , , , ' i ,

+ ->MeuWngr »w ' iSll.>JLki . Gestern früh warf sich , dm Frau
einos Wetzgerureisters qnter - tzie Maschine eines -einsahrenden
Schnellzuges , und wurde grässlich verstümmelt . Der Tod
trat MSeMMch ejn . - ; - -

-ft .Paris » 31 . Juli . . Ministerpräsident Clemenceau reiste
heute nach Karlsbad .
" ft Toulon , 31 . Juli . DasUnterfeeboot „Trmite "

stieß bei der Ausfahrt auS dem Hafen mit einem Dampfer
zusammen und erlitt erheblicheuHavarie; es mußte zur Aus¬
besserung inHDock gebracht werden- , ,

ft Karlawitz, 30. Juli . Der serbisch-griechische Patriarch
j Blanko,jpj .tsch ist Mstorben.
I, -' -ft Rewyork, ' 31 . Juki . Innerhalb ft 13 Stunden wurden
! die Leichen zweier Frauen mit Strangulationsmerkmalen
- am Halse aufgefurrden . Die ' Polizei -glaubt , datz beide
- Morde von demfelbeu Mann vemik+ worderi sind . Die Iden¬

tität der Opfer wurde bisher noch nicht festgestelll .

Wetterbericht des Zentralbureaus für Meteorologie u. Hydr.
-vom LI Juli 1907.

An Tiefe noch weiter zunehmend » ist die Depression, die ge¬
stern über Sühnorwegen gelegen war» bis in die Gegend von
Stockholm weitevgezogen ; in weitem Umkreis verursacht sie

- trübes oder unbeständiges, regnerisches : und ettvss kühleres
Wetter . Hoher Druck lagert über dem Atlantischen Ozean .
Die Depression wird voraussichtlich langsam abzttzhen ; es ist
deshalb bei abnehmenden Niederschlägen veränderliches Wetter
bei wenig veränderten Temperaturen zu erwarten .

Wetternachrichten aas dem Süden
vom 31 . Juli , früh.

Lugano wolkenlos 22 Grad ; Biarritz halbbedeckt 19 Grad ;
Nizza wolkenlos- 22 Grad ; Triest Regen 18 Grad ; Florenz
wolkenlos 23 Grad ; Rom bedeckt 24 Grad ; Cagliari wolken¬
los 22 Grad ; Brindisi wolkenlos 28 Grad.

Wittcrungsbeobachtungen der Meteorolog. Station Karlsruhe.

Juli
30. Nachts 9- U.
31 . 3>fc03 . 7- U .
31 . Mtttgs . 2- U.

Barom. Lierm .
tat Q,

« sok.
Feucht .
tat mm

Ä ‘-

Pr», .
Wind

747.4 16.6 10.7 76 W
7484 14 .3 106 88 WSW
749.7 18.6 7.9 50 RW

ratur am 30. Juli : 23 .2 ; niedrig

Himmel

bedeckt
Regen
heiter

Rftd^ jchl»gs« e«g» betz - 30. Juli ; 6 .6 mm .
KKasteustaudJwi « Heins am. 81 . Juli , ftüh : Schuster-

'iatd . 2 .75 m , gestiegen 6 cm ; Kehl 3 .02 m , gestiegen 2 cm ;
Maxau 4 .56 m , Stillstand ; Mannheim 4 .01 rn , gefallen
9 cm.
Verantwortlicher Redakteur: Julius Katz in Karlsruhe .

Druck und Verlag :
G. Braunsche Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .
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50 Stack 5 Mark
Hochfeine

Sumatra - Havanna
Handarbeit

Zigarrenhaas E. P . Hieke , Holl., kÄ ,6 «®:

Im

Saison - Räumungs - Verkauf
kommen unter anderem zum Verkauf

Färb . Oberhemden
mit Manschetten

und

weiss und farbig
mit

20 °

Rabatt bei Barzahlung
bei S’115

Rud . Hugo Dietrich
Grossh . Hoflieferant . Kaiserstr . 179a , Ecke Herrenstr .

MF * Der Räumungsverkauf dauert nur noch bis Samstag abend . D

Am I . und 15 . jeden Monats begiinen grössere Kurse .
handelslehranstalt u.
Töchterhand elssch ul e

MERKUR

Merkur
in Schönschreiben,

Stenographie , Buch *
führung (eint., dopp*
amerik.), Maschinen¬
schreiben, Rundschrift,
kaufmSnn. Rechnen,

Wechsellehre,
Korrespondenz etc.

i Kursus 10—15 Mk.
Deutsch, Englisch,

Französisch.
Eintritt in einzeln «

Fächern jederzeit
Kaiserstrasse 113 KARLSRUHE Telephon 2018 «

Taaes - und Abendkurse . Nachwelstar erfo |9relche Stellenvermittlung . g^ Ausfflhrl . Auskunft u. Prospekt bereitwilligst ^
Vollständige Ausbildung f. d. kaufm . Beruf. — Prakt Uebungskontor.

Karlsruhe ( B.) Herrenstrasse 24

Wäschefabrik

August Schulz
Leinen- und Wäsche-Spezialgeschäft

• empfiehlt * « billigsten Netto - Preisen .

Damen » m Kinder - Wäsebe
Herren - W Asche

Ausstattungen
Tisch-, Bett- b. Kiichen-

Wäscbe etc.

äatCstulie.
Donnerstag de« 1 . Angnft 1907

Die Puppe
Operette in 3 Akten .

Anfang 8 Uhr . Anfang 8 Uhr .

Gebildete Dame
suebt Anstellung in ärztl . oder
zahnärztl . Praxis zum Empfang der
Patienten u . Hilfe im Sprechzimmer .

Gute Zeugnisse vorhanden . Gefl .
Off. erb . nnt . Li. 114 an d . Exp , d . Bl.

STUTTGART :
bildet Leute jeden Stan -
des zu tüchtige «
Chauffeuren aus.

la Bienenhonig
(neuer Ernte , hell und dunkel ) , 8 ' /, Pfd .
netto M . 9 .50,4 ' /* Pfd . M . 5 .50 (frk.
Nachn .) . Größere Posten billiger. Auf
Verlangen Preis ! , frk . Der Bezirks -
bieneuznchtverein Emmendinge«.

Fernsprecher 1507 GegrOndet 1878

Schriesheim
bei Heidelberg

MANNHEIM
INIBMATKUNpu .CRO0E
(jAMBKMU •AUifTtUUNO

I.MA1 1907 20.0KC
PROTCKTOR: S-K-HOHEIT6R0KHERZ06
B HUCDftiOl VON BADEN - B

Sanatorium
Stammberg
für Damen des gebildeten

Mittelstandes
II . 4 .— bla S SO p. Tag .
Sommer- u . Winterkur.

Prospekt d. leit. Arzt
Dr . Schütz .

E'7 ! 3 .

amnvjineim'

Die Stelle des
Sekretärs

! fiir den Kreisausschuß Mosbach soll
l neu besetzt werden auf 1 . Oktober d. I .
; Bewerber wollen sich unter Angabe
j ihrer persönlichen Verhältnisse , ihrer
I Gehaltsansprüche und unter Beilage
j ihrer Zeugnissebis längstens 26 . August
! d . I . bei dem Kreisausschuß melden.

Mosbach, den 29 . Juli 1907 .
- Der Kreisausschuß :

Zutt .
8 .100.3 .2 . 1 . O . Stein .

*******• • • • ••• • •• • • • • • • • • • • • • • •• • • • • *****

FÜPStenSpPUdel . AusgezeichnetesTafel wasser .
Niederlage i

Fr . Phil . Mehl , Mineralwasserhandlung, Scheffelst. 64.

Bekanntmachung.
Neustadt. 2 . 51 .

In das Vereinsregister wurde heute
unter O .-Z. 8 eingetragen : Kranken¬
pflegeverein Saig in Saig .

Nenstadt, den 24. Juli 1907.
Großh . Amtsgericht.

s
CO
cdcoco
ör

Grossherzoglicher Hoflieferant

FRIEDRICH RLO §
F . Wolff & Solms Detail —Parfümerie

Eaisersrasse 104 Karlsruhe Ecke der Herrenstrasse .
Fernsprech -Anschluss Nr. 213

empfiehlt reichhaltige Auswahl in allen Preislagen :
Moderne Schmack-Gegenstände. Reise-, Leder- , Bronze - nnd

Fächer jeder Art,
Feine kunstgeverbl . Gegenstände.

Phantasie -Möbel , Luxus- und
Galanterie -Waren.

Banshalt -Artikel .
Majolika-, Zinn -, Porzellan -, Bolz -,

Glas -Waren etc -
Toilette -Artikel , Parfümerien , Toilette -Seifen .

* Fortwährend Eingang - von Neuheiten .

Bürgerliche Rechtsstreite .
Konkursverfahre «.

8 . 96 . Bruchsal. In dem Ken-
kursversahren über das Vermögen des
Kaufmanns Alfons Muth in Bruchsal
ist Termin zur Prüfung nachträglich
angemeldeter Forderungen auf

Samstag den 24. August 1907,
vormittags 11 Uhr,

2 . Stock, Zimmer Nr . 4 , bestimmt.
Bruchsal, den 26 . Juli 1907

Gerichtsschweiber Gr . Amtsgerichts :
Waldvogel.

Konkursverfahren .
8 .97 . Bruchsal. Das Konkursver¬

fahren über das Vermögen des Metz¬
germeisters Friedrich Max in Bruch¬
sal wird eingestellt, da eine den Ko¬
sten des Verfahrens entsprechende
Masse nicht vorhanden ist. Zugleich
wird Termin zur Abnahme der vom
Konkursverwalter zu legenden Schluß¬
rechnung auf

Samstag de» 24 . August 1907,
vormittags 11 Uhr,

Zimmer Nr . 4, 2 . Stock , bestimmi.
Bruchsal, den 30 . IM 1907.

Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :
Waldvogel.

Konkurseröffnung.
8 . 101 . Nr . 14 906. Lörrach .

Ueber das Vermögen des Adolf Pfeif¬
fer, Kaufmann in Stetten , wurde
heute am 30. Juli 1907, nachmittags
4 Uhr, das Konkursverfahren eröffnet ,
da der Gemeinfchüldner seine Zah¬
lungen eingestellt hat .

Der Rechtsagent Heinrich Schmieder
in Lörrach, wurde zum Konkursver¬
walter ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum14. August 1907 bei dem Gerichte an¬
zumelden.

.
Es ist Dermin anberwumt vor dem

diesseitigen Gerichte zur Beschlußfas¬
sung über die Beibehaltung des er¬
nannten oder die Wahl eines anderen
Verwalters , sowie über die Bestellung
eines Gläubigerausschusses und ein¬
tretendenfalls über die in 8 132 der
Konkursordnung bezeichneten Gegen¬
stände und zur Prüfung der ange¬
meldeten Forderungen auf

Mttwoch den 28. August 1907,
vormittags 9 Uhr.

Allen Personen , welche eine zur
Konkursmasse gehörige Sache in Be¬
sitz haben oder zur Konkursmasse et¬
was schuldig sind , wird aufaeqeben,
nichts an den Gemeinschuldner zu ver¬
abfolgen oder zu leisten, auch die
Verpflichtung auferlegt , von dem Be¬
sitze der Sache und von den Forde¬
rungen , für welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung in An¬
spruch nehmen, dem Konkursverwalter
bis zum 14. August d . I . Anzeige zu
TmrTfhf̂n

Lörrach , den 30 . IM 1907.
Gerichtsschreiberei Gr . Amtsgerichts :

Blum.

etwas schuldig sind, wird ausgegeben,
nichts an den Gemeinschulldner zu
verabfolgen oder zu leisten, auch die
Verpflichtung anserlegt , von dem Be¬
sitze der Sache und von den Forderun -
gäi , für welche sie aus der « ache ab¬
gesonderte Befriedigung in Anspruch
nehmen , dem Konkursverwalter bis
zum 16. September 1907 Anzeige zu
machen.

Dies veröffentlicht:
Rastatt , den 29 . IM 1907.

Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :
Roeßler.

Konkursverfahren .
8 .94 . Nr . 6037 . St . Blasien . Nach

Abhaltung des Schlußtermins und
Vollzug der Schluhverteilung wurde
das Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Schreinermeisters Reinhold
Umber in Todtmoos ausgehoben.

St . Masten , den 26 . Juli 1907.
Gerichtsschreiberei Gr . Amtsgerichts :

Lippolt.

Konkursverfahren .
8 . 103 . Nr . A 8892 . Weinheim.

In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Bäckers und Händlers
Gustav Eppsteiner in Großsachfen ist
zur Abnahme der Schlußrechnung und
Erhebung von Einwendungen gegen
das Schlußverzeichnis der Schlußter¬
min auf
Donnerstag den 29. August 1907,

vormittags 11 Uhr,
vor dem Großh. Amtsgerichte Hier¬
selbst , 2 . Stock , Zimmer Nr . 53, be¬
stimmt .

Weinheim, den 29 IM 1907.
Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Schaubeck.

Vermischte Bekanntmachungen .

MinMg
NNtt

Die Lieferung und die Aufstellung
des eisernen Gerüstes für eine Ein¬
friedigung beim Elektrizitätswerk R
in Mannheim ( neuer Rangierüahnhof )
soll im öffentlichen Wettbewerb verge¬
ben Iverden. Das Bedingmsheft und
die Zeichnungen liegen in den Wichen
Dienststunden auf unserer Kanzlei zu-m
Einsehen aus . Angebotsformulare wer.
den hier unentgeltlich abgegeben.

Die Angebote sind uns verschlossen
und versiegelt bis zum Eröffnungs¬
termin am 8. August l. I ., vormit¬
tags 10 Uhr, einznreichen. . 8 .118 .2.1

Zuschlagsfrist 14 Tage.
Mannheim , den 26. IM 1907.

Grotzh . Bahnbauinspektion.

Konkurs.
L .83 . Nr . 6681 . Mannheim . Das

Konkursverfahren über das Vermögen
des Händler Dagobert Rosenberger in !
Mannheim wurde nach Vollzug der i
Schluhverteilung heute aufgehoben.

Mannheim , den 24 . IM 1907 . !
Gerichtsschweiber Gr . Amtsgerichts 3 . i

Fleck .

Koukursverfahren . ,
8 . 102. Nr . 23 585 . Rastatt , lieber |

das Vermögen der Motorfabrik Ra - ;
statt , Gesellschaft mit beschränkter
Haftung , in Rastatt wurde am 29.
Juli 1907 , nachmittags 5 Uhr, das
Konkursverfahren eröffnet .

Der Rechtsanwalt Pletscher in Ra¬
statt wurde zum Konkursverwalter er¬
nannt . . !

Konkursforderungen sind bis zum
16. September 1907 bei dem Gerrchte
anzumÄden .

Es wird Dermin anberaumt vor
dem diesseitigen Gerichte zur Be¬
schlußfassung über die Beibehaltung
des ernannten oder die Wahl eines an¬
deren Verwalters , sowie über die Be¬
stellung eines Gläubigeraussöchtsses
und eintretendenfalls über die in §
132 der Kenkursordnung bezeichneten
Gegenstände auf

Montag den 19. August 1997,
vormittags 19 Uhr,

Nnd zur Prüfung der angemeldeten
Forderungen auf

Dienstag den 24 . September 1997,
vormittags 11 Uhr.

Allen Personen , welche eine zur
Konkursmasse gehörige Sache in Be¬
sitz haben oder zur Konkursmasse

8 .121 . Mit Wirkung vom 19 . August
l . I . wird das Tarifheft 7 durch
Aufnahme von Frachtsätzen der allge¬
meinen Tarifklaffen Kehl-Straßburg
transit ( Wasserweg) — Kilchberg bei
Zürich und durch Einbeziehung der
Station Oberrieden in den Ausnahme¬
tarif Nr . 47 für Leinöl ergänzt .

Nähere Auskunft erteilt unser Ver¬
kehrsbureau .

Karlsruhe , den 30 . Juli 1907.
Großh. Generalinrektion

der Badischen Staatseisenbahnen .

WeMeMn Mmniiehr .
L . 123. Zum Tarif Heft 5 für den

Verkehr zwischen den Stattonen der
Eisenbahndirektionsbezirke Cüln, Essen ,
Frankfurt a . M . , Mainz und St . Jo¬
hann -Saarbrücken einerseits und Ba¬
den anderseits ist mit Gültigkeit vom
1 . August 1907 der Nachtrag I , ent¬
haltend Aenderungen und Ergänzun¬
gen, eingeführt worden. Er kann
zum Einzelpreis von 0,10 M . durch
die Dienststellen und vom Verkehrs¬
bureau bezogen werden.

Karlsruhe , den 30. Juli 1907.
Großh . Genervldirektton

der Badischen Staatseisenbahnen .
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